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AKTION & KRITIK 

CBG beim Klima-Streik
Der BAYER-Konzern stößt Jahr für Jahr Millionen Tonnen Koh-
lendioxid aus und trägt so zum Klima-Wandel bei. Darum nahm 
die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) wieder am 
Klima-Streik teil. Sie beteiligte sich am 19. März 2021 aus gege-
benem Anlass dort an den Protesten, wo der Agro-Riese seinen 
Stammsitz hat: in Leverkusen. Zu einer Mahnwache vor dem Rat-
haus der Stadt hatte die Ortsgruppe von FRIDAYS FOR FUTURE 
aufgerufen. Insgesamt gab es an diesem Tag rund 1.000 Aktionen 
in insgesamt 68 Ländern.

CBG hat Agro-Industrie satt
Jedes Jahr im Januar ist Berlin der Schauplatz der „Wir haben 
Agro-Industrie satt“-Proteste. Dieses Mal fanden sie in hybrider 
Form statt. Es gab sowohl eine kleinere Kundgebung vor dem Bun-
deskanzleramt als auch die „Aktion Fußabdruck“, die eine „An-
wesenheit in Abwesenheit“ ermöglichte. Rund 10.000 Menschen 
stimmten mit ihren Füßen ab gegen Pestizide, Gentechnik, Mono-
kulturen und Tier-Fabriken, um „die Agrar-Wende loszutreten“. Die 
COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) beteiligte sich 
mit einem „Glyphosat-Stopp jetzt!“-Fußabdruck daran. Überdies 
schickte die Coordination eine vor dem Dormagener BAYER-Werk 
aufgezeichnete Rede zum Thema „Glyphosat“ in die Hauptstadt. 
Und trotz alledem ließ sie es sich nicht nehmen, am 16. Januar vor 
Ort präsent zu sein, wenn auch in reduzierter Mannschaftsstärke. 
Geschäftsführer Marius Stelzmann vertrat sie dort.

Machtlose Vereinsmitglieder
Der jüngste Beschluss der Deutschen Fußball-Liga (DFL) zur Ver-
teilung der Gelder aus der TV-Vermarktung benachteiligt die klei-
nen Vereine aus der 2. Liga gegenüber den Top-Teams aus der 1. 
Liga. Der Fußball-Funktionär Andreas Rettig sieht darin ein er-
neutes Zeichen dafür, wie sehr sich der Fußball kommerzialisiert 
und von seinen Fans entfremdet hat. Eine wichtige Rolle dabei 
spielte seiner Meinung nach die ehemalige „Werkself“ BAYER 
Leverkusen. Der Club war nämlich der erste, der die Rechte sei-
ner Mitglieder beschnitt. „Besonders die 1999 erteilte Ausnah-
megenehmigung für BAYER 04 Leverkusen von der sogenannten 
50-plus-1-Regel (der Verein behält die Stimmrechtsmehrheit in 
der Gesellschafter-Versammlung einer neu gegründeten Tochter-
Gesellschaft) war eine erste Abkehr vom Vereinsleben“, schreibt 
er in der Rheinischen Post. „Der Verein gehörte nun nicht mehr 
den Mitgliedern“, so Rettig.

Petition in Sachen „Patente“
BAYER & Co. melden immer mehr Patente auch auf solche Pflanzen 
an, die nicht mit Hilfe gentechnischer Methoden, sondern mittels 
konventioneller Verfahren entstanden sind, obwohl die Gesetze 
das eigentlich verbieten (siehe PFLANZEN & SAATEN). Dadurch 
droht die Kontrolle über die gesamte Lebensmittel-Produktion in 
die Hand der großen Konzerne zu fallen. Das Netzwerk KEINE PA-
TENTE AUF SAATGUT fordert das Europäische Patentamt deshalb 
in einer Petition dazu auf, keine solchen Schutzrechte mehr zu 
erteilen. Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG)  
zählt zu den Unterstützern dieser Kampagne.

KAPITAL & ARBEIT

BAYER CROPSCIENCE schrumpft
Ende September 2020 hatte der Leverkusener Multi ein 1,5 Milli-
arden Euro schweres Spar-Paket angekündigt – noch nicht einmal 
zwei Jahre nach dem letzten – und dabei auch Verkäufe von Un-
ternehmensteilen nicht ausgeschlossen. „Zudem prüfen wir die 
Möglichkeit, uns von nicht strategischen Geschäften oder Mar-
ken unterhalb der Divisionsebene zu trennen“, verlautete aus der 
Konzern-Zentrale. Im Februar 2021 wurde aus der Möglichkeit 
dann Realität: Der Agro-Riese gab bekannt, die Sparte „Environ-
mental Science“ mit den Pestiziden für nicht-landwirtschaftliche 
Bereiche wie Forstwirtschaft, öffentliche Grünanlagen, Golfplät-
ze und Gleis-Anlagen veräußern zu wollen. Im Rahmen einer Auk-
tion gedenkt er die Einheit zu verscherbeln. Das Mindestgebot 
steht auch schon fest: Zwei Milliarden Euro. Wie viele Arbeits-
plätze innerhalb des Unternehmens durch die Entscheidung ver-
loren gehen, teilte das Management nicht mit. 

ERSTE & DRITTE WELT

385 Mill ionen Pestizid-Vergiftungen
Die letzte Studie über akute Pestizid-Vergiftungen stammt aus 
dem Jahr 1990. Damals ermittelte die Weltgesundheitsorganisa-
tion WHO eine Million Fälle pro Jahr. Im Herbst letzten Jahres er-
schien nun eine neue Forschungsarbeit, die mit einem noch einmal 
drastischeren Befund aufwartet. Die Untersuchung „The global 
distribution of acute unintentional pesticide poisoning“ verzeich-
net 385 Millionen Pestizid-Vergiftungen per anno. Am stärksten 
betroffen sind Entwicklungs- und Schwellenländer. Prozentual 
die meisten Fälle unter Landwirt*innen und Landarbeiter*innen 
gibt es in Süd- und Südost-Asien sowie in Ostafrika. Auch süd-
amerikanische Staaten wie Kolumbien, Venezuela und Argenti-
nien kommen auf beunruhigend hohe Raten. Die Forscher*innen 
führen mehrere Gründe für den steilen Anstieg der Zahlen an. Die 
WHO hat damals nur die schwereren Krankheitsverläufe regist-
riert und konnte sich zudem nicht auf eine so breite Daten-Basis 
stützen wie die neue Studie. Vor allem aber nahm die Ackergift-
Produktion zu. Um rund 80 Prozent erhöhte sich die Menge der 
von BAYER & Co. in Umlauf gebrachten Substanzen von 1990 bis 
2017. Darunter litten ebenfalls wieder vor allem die Länder des 
globalen Südens. In Südamerika legte die Pestizid-Nutzung um 
484 Prozent zu und in Asien um 97 Prozent, während sie in Eu-
ropa um drei Prozent schrumpfte. Von einem „Problem, das nach 
einem sofortigen Handeln verlangt“, sprechen die Autor*innen 
angesichts der vielen Vergiftungen. Die tödlich verlaufenden In-
toxikationen haben dagegen abgenommen. Sie reduzierten sich 
von jährlich 20.000 im Jahr 1990 auf nunmehr 10.000. Als Grund 
vermuten die Wissenschaftler*innen das Verschwinden einiger 
besonders gefährlicher Mittel vom Markt. Dies bedürfe allerdings 
noch einer genaueren Überprüfung, hielten sie fest.
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POLITIK & EINFLUSS

Plausch mit der EU-Kommission
Im Dezember 2019 trafen sich Vertreter*innen verschiedener 
EU-Generaldirektionen mit Vertreter*innen des europäischen 
Pharma-Verbandes EFPIA sowie mit Lobbyist*innen von BAYER, 
PFIZER, BOEHRINGER & Co. Die Mitglieder der Generaldirekti-
onen „Steuern und Zoll“, „Industrie und Handel“ und „Gesund-
heit“ hielten die Konzern-Emissär*innen dabei nicht nur über 
laufende politische Projekte wie etwa die Verhandlungen zu der 
pan-afrikanischen Freihandelszone AfCFTA auf dem Laufenden, 
sondern warben auch proaktiv um Mitarbeit. So ermunterten die 
Generaldirektor*innen die EFPIA, der Kommission doch bitte ihre 
Prioritäten in Sachen „AfCFTA“ zu übermitteln.

Die EU-Chemikalienstrategie
Mit immer mehr Chemikalien suchen BAYER & Co. die Welt heim. 
Zwischen 2000 und 2017 steigerten die Konzerne ihre Produkti-
onskapazitäten von 1,2 auf 2,3 Milliarden Tonnen. Und für den 
Zeitraum bis 2030 sagt die UN noch einmal fast eine Verdoppe-
lung des Verkaufs chemischer Substanzen voraus. Dabei hat der 
Output der Branche schon jetzt massive Folgen für Mensch, Tier 
und Umwelt. Die Weltgesundheitsorganisation beziffert die Zahl 
der von Kunststoffen, Pestiziden und anderen Stoffen verursach-
ten Todesfälle auf 1,6 Millionen jährlich. Aus diesen Gründen 
entschloss sich die Europäische Union zu handeln. „Wenn wir 
nichts unternehmen, wird sich die Gesamtzahl der Krebsfälle in 
der EU bis 2035 voraussichtlich verdoppeln“,mahnte die EU-Ge-
sundheitskommissarin Stella Kyriakides. Darum brachte Brüssel 
im Oktober 2020 eine Chemikalien-Strategie auf den Weg. Diese 
versteht sich als Teil des „Green Deals“ und beabsichtigt, „den 
Schutz von Mensch und Umwelt vor gefährlichen Chemikalien 
zu erhöhen“. Im Rahmen dieser Strategie will die Europäische 
Union beispielsweise Maßnahmen zur Eindämmung von Gefah-
ren ergreifen, die hormon-ähnlich wirkende Erzeugnisse – so-
genannte endokrine Disruptoren – hervorrufen, zu denen unter 
anderem Pestizide wie BAYERs Glyphosat gehören. Bei schwer 
abbaubaren Stoffen sieht sie ebenfalls Handlungsbedarf. Zudem 
plant die EU, die Gefährdungen, die von den Kombinationswir-
kungen der Produkte ausgehen, zu minimieren und alle Waren zu 
verbieten, die krebserregende, erbgut- oder fortpflanzungsschä-
digende Substanzen enthalten. BAYER & Co. liefen Sturm gegen 
das Vorhaben und versuchen nun, Obstruktionspolitik gegen die 
Umsetzung zu betreiben (s. u.).

VCI will  andere Chemie-Strategie
Die Ankündigungen der EU, eine Chemikalien-Strategie auf den 
Weg zu bringen, ließ bei BAYER & Co. die Alarm-Glocken läuten. 
Ihre Lobbyist*innen in Brüssel arbeiteten rund um die Uhr, um das 
Schlimmste zu verhindern und konnten auch einige Erfolge ver-
buchen. So intervenierten die EU-Generaldirektionen „Industrie“ 
und „Gesundheit“ zugunsten der Konzerne und machten sich für 
schwächere Bestimmungen stark. Nach der Verabschiedung der 
Strategie im Oktober 2020 konzentrieren sich die Multis darauf, 
ihre Vorstellungen bei der konkreten Realisierung der Maßnah-
men durchzusetzen. Mitte März 2021 etwa forderte der „Verband 
der Chemischen Industrie“ (VCI) „mehr Augenmaß für die kom-

menden Reformen“. „Für die Chemie- und Pharmabranche und 
ihre Kunden in nachgeschalteten industriellen Wertschöpfungs-
ketten wird die EU-Chemikalienstrategie massive Auswirkungen 
haben, wenn sie unverändert umgesetzt werden sollte“, warnte 
die Lobby-Organisation. Wieder einmal stieß sie sich an dem Ge-
fahren-Ansatz der EU, der sich dem Vorsorge-Prinzip verpflichtet 
fühlt. Nach diesem Ansatz sind einige Stoffe an sich schädlich 
und nicht bloß ab einer bestimmten Schwelle, weshalb schon 
kleinste Mengen Krankheiten auslösen können. Im Gegensatz 
dazu kennt der Risiko-Ansatz keine absoluten Gefahren, sondern 
nur relative, von der Wirkstärke abhängige und deshalb durch 
Grenzwerte einhegbare. Darum bevorzugt die Industrie eine sol-
che Regulierungsvariante. Dementsprechend behauptet der VCI 
in seiner Veröffentlichung, „dass auch Stoffe mit gefährlichen 
Eigenschaften sicher gehandhabt werden können“ und wendet 
sich vehement gegen Verbote. Seine Hoffnungen setzt der Ver-
band auf die Gespräche am Runden Tisch, die im Rahmen der 
Implementierung der neuen Chemie-Politik vorgesehen sind. 
„Die Einrichtung eines Runden Tisches aller Interessensgruppen 
begrüßen wir außerordentlich – vorausgesetzt, es kommt zu un-
voreingenommenen Diskussionen, so VCI-Hauptgeschäftsführer 
Wolfgang Große Entrup, der im Jahr 2019 von BAYER zum „Ver-
band der Chemischen Industrie“ gewechselt war.

Ein bisschen weniger Glyphosat
Gegen einen Glyphosat-Stopp vor dem Auslaufen der EU-Zulas-
sung Ende 2023 hatte die Große Koalition sich schon im Sep-
tember 2019 ausgesprochen. Sie gab sich mit einer Minderungs-
strategie zufrieden. Für diese ließen sich die Politiker*innen 
dann zu allem Übel auch noch Zeit bis kurz vor Toresschluss der 
Legislatur-Periode. Überdies fielen die Regelungen äußerst be-
scheiden aus. SPD und CDU verabschiedeten diese im Rahmen 
des Insektenschutz-Gesetzes, welches das Bundeskabinett im 
Februar 2021 auf den Weg brachte. Für Glyphosat sehen die Be-
stimmungen ein Verbot nur für Anwendungen im Privatbereich 
und auf öffentlichen Grünflächen vor, die mengenmäßig kaum ins 
Gewicht fallen. Für das Ausbringen auf Äckern lassen Merkel & 
Co. hingegen zahlreiche Ausnahmen zu. So darf das Mittel ge-
gen nicht wenige Wildkräuter nach wie vor zum Einsatz kommen. 
Auch wenn das Pflügen, die Wahl einer geeigneten Fruchtfolge 
oder eines geeigneten Aussaat-Zeitpunkts nicht möglich ist, 
bleibt das von der Weltgesundheitsorganisation als „wahrschein-
lich krebserregend“ eingestufte Herbizid erlaubt. Und die Länder 
dürften im Bundesrat noch zusätzliche Aufweichungen durchset-
zen. Die anderen Vorgaben zur Handhabung der Ackergifte wei-
sen ebenfalls starke Mängel auf. Sie beschränken sich auf Maß-
nahmen zur Eindämmung des Insektensterbens in bestimmten 
Schutzgebieten. Überdies gibt es viele Ausnahme-Tatbestände. 
Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) kritisierte 
das Paragrafen-Werk deshalb scharf. „Dieser Beschluss reicht 
nicht aus. Wir fordern einen sofortigen Glyphosat-Stopp, denn 
das Pestizid stellt eine immense Gesundheitsgefahr dar“, hieß es 
in ihrer Presseerklärung.

Druck auf Mexiko wg. Glyphosat
Wenn Länder ein Glyphosat-Verbot ankündigen, nutzt der BAY-
ER-Konzern sofort seine politischen Kanäle, um solche Pläne zu 
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verhindern. Das bekam nicht nur Thailand (Ticker 4/20), sondern 
auch Mexiko zu spüren, wie Recherchen des US-amerikanischen 
CENTER FOR BIOLOGICAL DIVERSITY (CBD) ergaben. So setzte 
die BAYER-Lobbyistin Stephanie Murphy in Washington alle 
Hebel in Bewegung, um die Verantwortlichen von der Notwen-
digkeit eines „politischen Engagements auf hoher Ebene“ zu 
überzeugen. Murphy, einst selbst in der US-Administration be-
schäftigt – sie arbeitete unter dem US-Handelsbeauftragten als 
„Director for Agricultural Affairs“ – kontaktierte dabei unter an-
derem Leslie Yang, die Direktorin für internationale Handels- und 
Umweltpolitik. Dieser schlug sie unter anderem vor, im Rahmen 
der Verhandlungen über das USMCA – den Nachfolger des Han-
delsabkommens NAFTA – Druck auf Mexiko auszuüben. Und die 
Politiker*innen taten wie geheißen. Trumps Handelsbeauftragter 
Robert Lighthizer etwa warnte die damalige Wirtschaftsminis-
terin des lateinamerikanischen Landes, Graciela Márquez Colín, 
vor der Gefährdung der „Stärke unserer bilateralen Beziehun-
gen“ durch den Glyphosat-Bann und andere neue Agrar-Gesetze. 
Glücklicherweise blieb Mexiko im Gegensatz zu Thailand schluss-
endlich bei seiner Position. „Wenn man sich den Email-Aus-
tausch zwischen der US-Regierung und BAYER anschaut, sieht 
man, dass die US-Regierung mehr oder weniger alles tut, wor-
um sie von BAYER gebeten wird. Das ist extrem beunruhigend“, 
resümiert Nathan Donley vom CBD. Der Leverkusener Multi ist 
sich hingegen keiner Schuld bewusst. „Wie viele Unternehmen 
und Organisationen, die in stark regulierten Bereichen tätig sind, 
stellen auch wir Informationen zur Verfügung und tragen zu wis-
senschaftlich fundierten Entscheidungsfindungen und regulatori-
schen Prozessen bei“, verlautete aus der Unternehmenszentrale. 

BAYER-Gelder für Kapitol-Sturm
Der Leverkusener Multi und die TELEKOM-Gesellschaft T-MO-
BILE USA haben den Sturm auf das Washingtoner Kapitol, der 
am 6. Januar 2021 stattfand, durch Spenden an den „Verband 
der republikanischen Generalstaatsanwälte“ (RAGA) mitfinan-
ziert, wie Recherchen der taz ergaben. 50.000 Dollar zahlte die 
BAYER-Tochter MONSANTO dem RAGA, dessen Unterorganisa-
tion „Rule of Law Defense Fund“ massiv zu Aktionen an dem Tag 
mobilisierte, im letzten Jahr. „Um 13 Uhr werden wir zum Kapitol 
ziehen (...) Wir hoffen, dass Patrioten wie Sie gemeinsam mit 
uns weiter kämpfen werden, um die Integrität unserer Wahlen 
zu schützen“, so lautete der Text ihrer Telefon-Kampagne. Schon 
im Wahlkampf hatte das „Political Action Comitee“ (PAC) des Le-
verkusener Multis mehrheitlich republikanische Kandidat*innen 
gesponsert. Rund 186.000 Dollar ließ ihnen das „BAYERPAC“ zu-
kommen. 24 der vom Konzern unterstützten Politiker*innen der 
republikanischen Partei gehörten dann zu denjenigen 147 Abge-
ordneten, die am Tag der Belagerung des Parlamentsgebäudes 
durch den von Donald Trump aufgehetzten rechten Mob gegen 
die Anerkennung des Wahl-Sieges von Joe Biden votierten. 
„Nicht genug damit, dass BAYER seit Dekaden Unsummen in die 
Pflege der politischen Landschaft der USA investiert. Jetzt tragen 
die Schecks des Agro-Riesen auch noch mit dazu bei, Trumps An-
griff auf demokratische Institutionen zu alimentieren, der bereits 
fünf Menschenleben gekostet hat. Partei-Spenden von Unterneh-
men müssen endlich verboten werden“, hieß es in der Presse-
erklärung der COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN dazu. 

Gegenüber der taz erklärte der Agro-Riese, nicht nur den „Ver-
band der republikanischen Generalstaatsanwälte“, sondern auch 
sein demokratisches Pendant mit Geldern zu bedenken. Er wolle 
jetzt zunächst einmal die RAGA-interne Untersuchung zu den Vor-
gängen abwarten, um dann über eine weitere Förderung zu ent-
scheiden. Und Spenden an diejenigen Republikaner*innen, „die 
gegen die Zertifizierung der US-Präsidentschaftswahl gestimmt 
haben“, setze BAYER vorerst aus, verlautete aus der Unterneh-
menszentrale. Katja Kipping von der Partei „Die Linke“ kritisierte 
die Sponsoring-Praktiken: „Die Spenden von BAYER und TELE-
KOM an Trump-Unterstützer zeigen vor allem eins: Spenden aus 
der Wirtschaft haben keinen moralischen, sondern einen profit-
orientierten Kompass. Sie dienen der Beeinflussung politischer 
Entscheidungen im Unternehmensinteresse. Dieses Erkaufen 
von Wohlwollen widerspricht grundsätzlich dem demokratischen 
Gedanken und ist abzulehnen.“ Auch der Bundesgeschäftsführer 
der Grünen, Michael Kellner, verurteilte das Vorgehen der beiden 
Konzerne. Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU), 
der Bundesvorstand der SPD und die Co-Vorsitzende der Grünen, 
Annalena Baerbock, wollten sich gegenüber der taz hingegen 
nicht zu dem Fall äußern.

Agrar-Subventionen für Bauer BAYER
Die EU bedenkt den Leverkusener Multi für seinen Grundbesitz 
und seine Pestizidsversuchsfelder seit geraumer Zeit mit Agrar-
Subventionen. Im Jahr 2019 strich der Konzern stolze 144.585,27 
Euro aus Brüssel ein.

Neue Spenden-Kriterien
Der BAYER-Konzern sponsert Politiker*innen nur in den USA di-
rekt, weil dort angeblich „Spenden an Kandidaten und Politiker 
Teil der politischen Kultur sind“. Wie die taz herausfand, erhalten 
sogar veritable Klima-Leugner*innen wie die Republikaner Blaine 
Luetkemeyer, Kevin McCarthy und Joni Ernst Schecks vom Lever-
kusener Multi. Nach dieser image-schädigenden Enthüllung sah 
der Global Player Handlungsbedarf und formulierte neue Richtli-
nien, die nun „auch gesellschaftliche Herausforderungen reflek-
tieren“. Bei den jetzigen Vergabe-Kriterien „spielen zum Beispiel 
die Haltung zum Klimawandel und der Schutz der Biodiversität 
eine wichtige Rolle“, wie es im Nachhaltigkeitsbericht heißt.

16 Mill ionen für Verbindungsbüros
In den Hauptstädten der Welt pflegt der BAYER-Konzern die 
jeweiligen politischen Landschaften von sogenannten Verbin-
dungsbüros aus. 16 Millionen Euro investierte er 2020 in diese. 
Am meisten Geld verschlang mit 8,5 Millionen Euro die Opera-
tionsbasis in Washington, es folgten Brüssel mit 2,4 Millionen, 
Berlin mit zwei Millionen, Peking mit 1,6 Millionen, Brasilia mit 
einer Million und Moskau mit 300.000 Euro.

Lückenhaftes Lobbyregister
Im März 2020 hat die Bundesregierung die Einführung eines 
Lobbyregisters beschlossen. Die Transparenz-Regelungen lassen 
allerdings zu wünschen übrig. So fehlt etwa ein „legislativer Fuß-
abdruck“. Die BAYER-Lobbyist*innen vom Berliner Verbindungs-
büro des Konzerns müssen deshalb nicht offenlegen, ob sie den 
Politiker*innen beim Schreiben von Gesetzen unter die Arme 
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gegriffen haben. Was die Einfluss-Arbeiter*innen in den Fachre-
feraten so treiben, wo die meisten Paragrafen-Werke entstehen, 
erfährt die Öffentlichkeit nämlich auch weiterhin nicht. Zudem 
können die Konzern-Emissär*innen Angaben zu ihrem finanziel-
len Aufwand verweigern. Informationen zu den konkreten Zielen 
ihres Antichambrierens brauchen sie ebenfalls nicht zu geben. 
Überdies verlangt die Große Koalition von ihnen nicht, alle ihre 
Treffen in das Register einzutragen. „Die Lobby-Netzwerke, die 
zentralen Elemente der Einflussnahme, bleiben so verborgen“, 
kritisierten die Wissenschaftler Ulrich Battis und Andreas Polk 
deshalb in der FAZ.

PROPAGANDA & MEDIEN

BAYERS Glyphosat-TV
Der BAYER-Konzern wollte nicht auf sich sitzen lassen, was das 
TV-Magazin W wie Wissen in einer Sendung so alles an Kritik 
zu Glyphosat zusammengetragen hatte, und betrieb Gegen-Auf-
klärung. Er produzierte ein „Faktencheck“-Video und lud es auf 
seinen You Tube-Kanal hoch. Sogar einen echten Landwirt bot 
der Leverkusener Multi auf, um die Glaubwürdigkeit zu erhöhen. 
Aus dessen Munde waren dann aber auch wieder nur die alten 
Gassenhauer wie „Die Dosis macht das Gift“ zu hören, die der 
Global Player schon oft zur Aufführung gebracht hatte. Zum The-
ma „Artensterben“ beließ BAYER es bei einem Achselzucken. So 
ein Acker ist halt kein Pony-Hof, befand das Unternehmen bzw.: 
„Eine Fläche, die zur Erzeugung von Lebensmitteln genutzt wird, 
kann nicht zugleich als Biotop dienen.“ Glyphosat-Verwehungen? 
Die kommen nicht vor und überhaupt: „Die Wissenschaft ist sich 
einig, dass Glyphosat bei sachgerechter Anwendung eines der 
sichersten Pflanzenschutzmittel ist, die es weltweit gibt.“ Noch 
Fragen?

Konzern-Vehikel swiss-food
BAYER und SYNGENTA betreiben in der Schweiz gemeinsam die 
Website swiss-food, die sich der Propaganda in Sachen „Glypho-
sat & Co.“ verschrieben hat bzw. „einen Beitrag zur Versachli-
chung der Diskussion rund um die Produktion unserer Nahrungs-
mittel und um Pestizide leisten“ will. Zu diesem Behufe arbeitet 
sich die Gegenaufklärung gleich an zwölf Mythen parallel ab. 
„Natürlich ist gesund – Chemie ist Gift“, „Pestizide sind schuld 
am Insektensterben“, „Dem Schweizer Wasser geht es schlecht“ 
– gegen das alles und noch viel mehr zieht swiss-food zu Felde.

TIERE & VERSUCHE

95.010 Tierversuche
Der BAYER-Konzern selbst oder von ihm beauftragte Unterneh-
men führten im Jahr 2020 95.010 Tierversuche durch und damit 
22.985 weniger als 2019. 83,8 Prozent der „Test-Objekte“ waren 
Ratten und Mäuse, 3,3 Prozent Vögel, 1,6 Prozent Fische und 1,5 
Prozent Frösche.

DRUGS & PILLS

Kein Zusatznutzen für VITRAKVI
BAYERs Arznei VITRAKVI kommt bei Krebs-Arten zum Einsatz, die 
durch ein Zusammenwachsen bestimmter Gene entstehen. Sol-
che Tumor-Bildungen treten sehr selten auf. Darum reklamierte 
der Leverkusener Multi für das Mittel mit dem Wirkstoff Larotrec-
tinib erfolgreich einen „Orphan Drug“-Status und erreichte eine 
Zulassung, obwohl nur 102 Personen an der Klinischen Prüfung 
teilgenommen hatten. Das „Institut für Qualität und Wirtschaft-
lichkeit im Gesundheitswesen“ (IQWiG) zeigte sich von dem Me-
dikament indes nicht überzeugt. Es vermochte keinen Zusatznut-
zen auszumachen. Die – noch laufenden – Studien könnten einen 
solchen Nachweis theoretisch erbringen. Diese vergleichen das 
Mittel jedoch nicht mit anderen, wie das IQWiG kritisierte. Der 
Pharma-Riese versucht das zu kompensieren, indem er Effekte 
von VITRAKVI auf das Gesamtüberleben der Patient*innen und 
die Tumor-Progression beschrieb, die er als „dramatisch“ be-
zeichnet. Dies ließ das Institut jedoch nicht gelten. Es stellte 
selbst Vergleichsstudien an und resümierte: „Im Endpunkt Ge-
samtüberleben sind die bisher beobachteten Unterschiede zwi-
schen Larotrectinib und anderen Therapien bei keiner der Krebs-
Erkrankungen so groß, dass sie nicht auch auf systematischer 
Verzerrung beruhen könnten.“ Zudem übte das IQWiG Kritik an 
BAYERs Auswertung der Untersuchungsdaten. „Ergebnisse wur-
den selektiv dargestellt“, befand das „Institut für Qualität und 
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen“.

Beschleunigtes Finerenone-Verfahren
Die BAYER-Arznei Finerenone hemmt die übermäßige Ausschüt-
tung von Mineralocorticoid-Hormonen, die zu Nieren- und Herz/
Kreislauf-Problemen führen kann. In der Klinischen Prüfung sank 
dem Konzern zufolge das Risiko eines Nierenversagens bei 
Patient*innen, die Finerenone erhielten, um 18 Prozent im Ver-
gleich zu denjenigen, die ein Placebo bekamen. Das Risiko für 
Herzinfarkte und andere kardiovaskuläre Ereignisse reduzierte 
sich um 14 Prozent. Die US-amerikanische Gesundheitsbehörde 
FDA sicherte dem Leverkusener Multi deshalb ein beschleunigtes 
Zulassungsverfahren für das Medikament zu. 

Beobachtungsstudien: Keine Bedenken
Erkenntnisse werfen die sogenannten Anwendungsbeobachtun-
gen (AWB), die Mediziner*innen mit ihren Patient*innen zur Wir-
kung bestimmter Arzneien durchführen, kaum ab. Das ist auch 
gar nicht Sinn der Übung. Die Prozeduren – wie sie der BAYER-
Konzern etwa jüngst zu seinen Blutprodukten KOVALTRY und JIVI 
in Auftrag gegeben hat – verfolgen nur den Zweck, die Kranken 
auf die getesteten Präparate umzustellen. Und dafür zahlen die 
Pharma-Riesen den Ärzt*innen viel Geld. „Fangprämien“ nannte 
ein ehemaliger Vorsitzender der „Kassenärztlichen Vereinigung 
Nordrhein“ diese Zuwendungen einst. Die Bundesregierung aber 
sieht das ganz anders – mit den Augen der Pillen-Produzenten 
nämlich – und will die Praxis deshalb auch nicht unterbinden. 
„Die AWB sind dazu bestimmt, Erkenntnisse bei der routinemä-
ßigen Anwendung zugelassener oder registrierter Arzneimittel 
durch Ärztinnen und Ärzte bei Patientinnen und Patienten zu 
sammeln. Mit ihrer Hilfe können Erkenntnisse über zugelassene 
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oder registrierte Arzneimittel gewonnen werden“, hieß es in der 
Antwort von Merkel & Co. auf eine Kleine Anfrage von Bündnis 
90/Die Grünen.

Schnellere Zulassungen in China
Im Rahmen des „Healthy China 2030“-Programms will die Pekin-
ger Regierung die Entwicklung innovativer Medikamente fördern 
und schuf dafür auch Anreize. So verkürzt sich für neue Arzneien 
das Zulassungsprozedere. Auch Pharmazeutika zur Behandlung 
seltener Krankheiten erhalten Sonderkonditionen.

Preis-Druck in China
Die chinesische Regierung überprüft alljährlich die Arznei-Aus-
gaben und stellt im Zuge dessen auch die Liste mit denjenigen 
Medikamenten neu zusammen, für welche die staatliche Kran-
kenkasse die Kosten übernimmt. Dabei führt sie harte Verhand-
lungen mit den Pillen-Riesen. Von einer „Rabatt-Schlacht“ spricht 
die Neue Zürcher Zeitung und der BAYER-Lobbyist Matthias Ber-
ninger etwas gefasster von „Preisdruck auf die Pharma-Indust-
rie“.

AGRO & CHEMIE

Glyphosat schädigt das Herz
Nach einer Studie von Wissenschaftler*innen der „Icahn School 
of Medicine“ und des „Ramazzini Instituts“ kann Glyphosat das 
Herz schädigen. Den Forscher*innen zufolge löste das Herbizid 
im Organismus von Ratten eine gesteigerte Produktion der Ami-
nosäure Homocystein aus, die als Risiko-Faktor für Herz/Kreis-
lauf-Erkrankungen gilt. Die Veröffentlichungen zu den Gesund-
heitsstörungen, die das Herbizid hervorruft, füllen inzwischen 
Bibliotheken. Eigentlich müsste es – schon um Tierversuche zu 
vermeiden, welche die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAH-
REN ablehnt – gar keine neuen Untersuchungen (s. u.) mehr ge-
ben.

Glyphosat schädigt den Darm
Das Pestizid Glyphosat schädigt die Mikroorganismen-Kulturen 
im Darm. Das fand ein internationales Wissenschaftler*innen-
Team um Dr. Michael Antoniou vom Londoner „King’s College“ 
heraus und bestätigte damit frühere Studien (siehe Ticker 1/21). 
Nach Einschätzung Antonious ist das ein alarmierender Befund. 
„Wir wissen, dass unser Darm von tausenden verschiedenen 
Bakterien-Stämmen bewohnt wird und ein Gleichgewicht in ihrer 
Zusammensetzung (...) entscheidend für unsere Gesundheit ist. 
Also hat alles, was das Darm-Mikrobiom stört (...), das Poten-
zial, sich negativ auf unsere Gesundheit auszuwirken“, so der 
Forscher.

Glyphosat schädigt Bienen
Nach einer Untersuchung chinesischer Wissenschaftler*innen 
greift Glyphosat die Gesundheit von Bienen an. Wie das Team 
von der „Chinesischen Akademie für Agrar-Wissenschaften“ her-
ausfand, beeinträchtigt das Herbizid die Gedächtnis-Leistung der 
Insekten. Auch leiden deren körperliche Fähigkeiten. Daher traten 

die Forscher*innen dafür ein, ein Frühwarnsystem einzurichten, 
das die Imker*innen rechtzeitig vor dem Versprühen des Mittels 
informiert, damit diese ihre Bienenstöcke schützen können.

Glyphosat: Ungeprüft zugelassen
Ende 2017 verlängerte die EU die Glyphosat-Zulassung um fünf 
Jahre. Den Ausschlag dafür gab die Stimme des damaligen deut-
schen Landwirtschaftsministers Christian Schmidt (CSU). Nach 
dieser Entscheidung stellten BAYER und die anderen Hersteller 
30 Anträge auf neue Genehmigungen, da die alten nur bis zum 
15. Dezember 2020 Gültigkeit besaßen. Die Behörden der ein-
zelnen EU-Länder schafften es jedoch nur, vierzehn von ihnen 
rechtzeitig vor dem Verfall der Vermarktungslizenz zu bearbeiten. 
Damit war das Schicksal der anderen Glyphosat-Erzeugnisse aber 
keinesfalls besiegelt. „In diesen Fällen müssen die bestehenden 
Zulassungen gemäß Artikel 43 Abs. 6 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 formal um ein weiteres Jahr bis zum 15. Dezember 
2021 verlängert werden“, teilte das „Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittel-Sicherheit“ mit.

Weniger Glyphosat auf den Schienen
Die DEUTSCHE BAHN zählt zu den Großverbrauchern von Glypho-
sat. Nach Angaben des Unternehmens gehen rund 0,4 Prozent 
der jährlich in Deutschland insgesamt ausgebrachten Mengen 
auf die Gleisanlagen nieder. 2019 verkündete die Bahn allerdings 
einen Ausstiegsplan. Der Konzern erklärte, bis 2023 ganz auf das 
Mittel verzichten zu wollen. Und wirklich macht er Fortschritte. 
2020 sank der Verbrauch im Vergleich zu 2018, wo er bei 57 Ton-
nen lag, schon um rund die Hälfte. Unter anderem ersetzt das 
Mähen den Einsatz der Chemikalie.

Glyphosat in Spaghetti
Die Zeitschrift Ökotest wies bei einer Untersuchung Glyphosat-
Rückstände in Spaghetti nach. In 12 von 20 Sorten fanden sich 
Spuren des Herbizids.

„Glyphosate-residue-free“
In den USA findet das Lebensmittel-Label „ohne Glyphosat-Rück-
stände“, das die Organisation „Detox Project“ schuf, eine immer 
stärkere Verbreitung. Die Zahl der Produkte, die dieses Siegel 
tragen, beläuft sich mittlerweile auf 70, und deren Absatz nahm 
2020 im Vergleich zum Vorjahr um 60 Prozent zu.

PFLANZEN & SAATEN

Patente auf konventionelle Pflanzen
„Pflanzensorten oder Tierrassen sowie im Wesentlichen biologi-
sche Verfahren zur Züchtung von Pflanzen oder Tieren“ schließt 
das „Europäische Patent-Abkommen“ von der Patentierbarkeit 
aus. Trotzdem reklamieren die Konzerne immer wieder Schutz-
rechte für Gewächse, die mittels althergebrachter Methoden 
entstanden. Fünf solcher Anträge stellte der Leverkusener 
Multi allein im Jahr 2020. Das förderte eine Untersuchung des 
Netzwerkes KEINE PATENTE AUF SAATGUT zutage. „Es gibt be-
reits zahlreiche Beispiele, die zeigen, wie rechtliche Schlupflö-
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cher dazu benutzt wurden, um Patente auf Gerste und Bier, auf 
Melonen oder auch auf Salat aus konventioneller Züchtung zu 
erteilen“, konstatiert die Organisation. Sie wirft den Unterneh-
men vor, zufällige genetische Veränderungen als patentierbare 
Erfindungen auszugeben und die Grenze zwischen konventionel-
len und gentechnischen Verfahren systematisch zu verwischen. 
Die jetzige BAYER-Tochter MONSANTO tat das etwa bei einer 
Paprika-Sorte, die bestimmten Krankheiten trotzt – ein Ergebnis 
von Kreuzung und Selektion, basierend auf der Analyse von DNA-
Sequenzen. Die Initiative warnt vor den Konsequenzen dieser 
Entwicklung: „Im Ergebnis erlangen eine Handvoll internationa-
ler Konzerne immer mehr Kontrolle über die Produktion unserer 
Lebensmittel.“ Darum fordert KEIN PATENTE AUF SAATGUT die 
Politik auf, das Treiben von BAYER & Co. zu unterbinden. „Die 
Bundesregierung hat nur noch wenige Monate Zeit, um hier im 
Sinne des Koalitionsvertrages für mehr rechtliche Klarheit zu sor-
gen“, erklärte das Netzwerk-Mitglied Georg Janßen von der AR-
BEITSGEMEINSCHAFT BÄUERLICHE LANDWIRTSCHAFT bei der 
Übergabe der Patent-Studie an Bundesjustizministerin Christine 
Lambrecht (SPD) am 11. März 2021 in Berlin.

EPA widerruft Melonen-Patent
Im Jahr 2011 erteilte das Europäische Patentamt (EPA) der jet-
zigen BAYER-Tochter MONSANTO ein Patent auf eine Melone, 
obwohl bei der Züchtung keine gentechnischen Methoden zum 
Einsatz kamen. Die „neue“ Eigenschaft, eine Resistenz gegen 
bestimmte Krankheitserreger, war eine alte: indische Sorten 
verfügten über sie. Das Unternehmen hatte sie nur mittels Se-
lektion und Kreuzungen marktreif gemacht. Darum erhob damals 
ein breites Bündnis aus solchen Initiativen wie KEIN PATENT AUF 
LEBEN und GREENPEACE und Aktivistinnen wie Vandana Shiva 
Einspruch gegen die Entscheidung. Die EPA gab diesem statt, 
aber MONSANTO ging dagegen vor. Im März 2021 bestätigte nun 
aber die Beschwerdekammer des Patentamtes den Widerruf des 
Patents endgültig. Allerdings macht es für den Entzug der Schutz-
rechte nur formale Gründe geltend. Das US-Unternehmen hätte 
„das relevante biologische Material“ bei der Antragstellung der 
Öffentlichkeit zugänglich machen oder eine Probe bei einer aner-
kannten Institution hinterlegen müssen, so die Jurist*innen. Da-
rum fällte die EPA kein Grundsatz-Urteil. Entsprechend skeptisch 
bleiben die Patent-Gegner*innen. „Das Patent basiert auf kon-
ventioneller Züchtung und beansprucht Pflanzen-Sorten. Beides 
darf laut europäischer Patent-Gesetze nicht patentiert werden. 
Die Erteilung des Patents war ein klarer Rechtsbruch, doch das 
spielte bei der Entscheidung des EPA keine Rolle“, kritisiert Ruth 
Tippe vom Netzwerk KEINE PATENTE AUF SAATGUT.

Kooperation mit ABACUSBIO
Der BAYER-Konzern hat mit dem Unternehmen ABUCUSBIO eine 
Kooperation auf dem Gebiet der Pflanzenzucht vereinbart. Die 
neuseeländische Firma will mit den von ihr zusammengetragen-
den Daten nicht nur „zur genetischen Verbesserung“ der Produkte 
des Leverkusener Multis beitragen, sondern auch deren „wirt-
schaftliches Potenzial beeinflussen“. 

GENE & KLONE

Neue Import-Zulassung
Die EU-Kommission hat im Januar 2021 acht Import-Genehmi-
gungen für Genpflanzen erteilt. Sechs davon galten BAYER-
Produkten. Drei Mais-Sorten und ein Soja-Konstrukt des Lever-
kusener Multis erhielten erstmals Zulassungen. Die Mais-Arten 
MON 88017 und MON 89034 durften in die Verlängerung gehen. 
Die Initiative TESTBIOTECH kritisierte die Entscheidungen scharf. 
Nach Ansicht des „Instituts für unabhängige Folgenabschätzung 
in der Biotechnologie“ nahm es die EU nämlich mit der Begutach-
tung nicht allzu genau. Als Beispiel nannte es das Verfahren zum 
Mais MON 87427 x MON 87460 x MON 89034 x MIR 162 x NK 
603. Diese Laborfrucht kann laut Konzern dank der Gentechnik 
auch Trockenheitsperioden gut überstehen, was TESTBIOTEST 
zufolge aber erst noch zu beweisen wäre. „[W]ie eine detaillierte 
Prüfung der Antragsunterlagen zeigt, wurde der Mais nie unter 
den entsprechenden Bedingungen getestet. In den Freisetzungs-
versuchen wurden die Felder stattdessen bei Bedarf bewässert. 
Zudem wurden beim Anbau der Pflanzen nur rund 900 Gramm 
Glyphosat pro Hektar eingesetzt und nicht über drei Kilogramm, 
wie es in der Praxis die Regel ist“, konstatiert die Organisation.

EU-Parlament sagt „Nein“
Im Dezember 2020 weigerte sich das EU-Parlament mit großer 
Mehrheit, Einfuhr-Genehmigungen für fünf Genpflanzen zu er-
teilen. Vier Anträge hatte BAYER eingereicht, einer stammte von 
SYNGENTA. Bei den Laborfrüchten des Leverkusener Multis han-
delte es sich um eine Soja-Art und drei Mais-Sorten, die mit bis 
zu vier Giften des Boden-Bakteriums „Bacillus thuringiensis“ be-
stückt sind, um Schadinsekten abzuwehren. Und diese haben es 
in sich. Die Bt-Toxine interagieren nämlich mit den Enzymen der 
Gewächse, in welche die Genwerker*innen sie eingebaut haben, 
und potenzieren so ihre Giftigkeit. Bis zu 20 Mal höher als im na-
türlichen Zustand kann diese sein. Das belegen alte Dokumente 
des jetzt zu BAYER gehörenden Unternehmens MONSANTO, wel-
che die Initiative TESTBIOTECH aufgespürt hat (siehe Ticker 1/21). 

WASSER,  BODEN & LUFT

3,58 Mill ionen Tonnen CO2
Im Geschäftsjahr 2020 stieß der BAYER-Konzern 3,58 Millionen 
Tonnen Kohlendioxid aus. Gegenüber 2019 sank der Wert um 
180.000 Tonnen, was jedoch mitnichten auf erste Erfolge einer 
etwaigen Minderungsstrategie verweist. „Dieser Rückgang ist 
überwiegend auf die COVID-19-Pandemie zurückzuführen“, hält 
das Unternehmen in seinem Nachhaltigkeitsbericht fest. Für den 
größten Teil der Emissionen sorgt nach wie vor die Agrar-Sparte. 
Dabei ist Glyphosat der größte Klima-Killer, denn die Gewinnung 
seines Vorproduktes Phosphor aus Phosphorit am US-Standort 
Soda Springs frisst enorm viel Energie. So deutlich drückt der 
Agro-Riese das allerdings nicht aus. Im neuen Nachhaltigkeitsbe-
richt heißt es lediglich verklausuliert: „Besonders energieintensiv 
ist unsere Rohstoffgewinnung einschließlich Aufbereitung und 
Weiterverarbeitung für die Herstellung von Pflanzenschutzmittel-
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Vorprodukten von Crop Science – daher entfällt der größte Anteil 
unserer Treibhausgas-Emissionen auf diese Division.“

Schlechter Energie-Mix
17.836 Terrajoule Strom erzeugte der BAYER-Konzern im Ge-
schäftsjahr 2020 selbst. Dabei setzt er zum überwiegenden Teil 
auf fossile Energieträger. Von den im Geschäftsjahr 2020 produ-
zierten 17.836 Terrajoule entfielen 10.911 Terrajoule auf Erdgas 
und 566 Terrajoule auf Kohle, wobei der Kohle-Anteil gegenüber 
2019 immerhin von 13,5 Prozent auf rund drei Prozent sank. Von 
den 18.022 Terrajoule zugekauften Stroms entstammten nur 
sechs Prozent aus erneuerbaren Energie-Quellen. Den Rest des 
Bedarfs deckten Gas, Kohle oder Kernkraft. Der Leverkusener 
Multi gelobt aber Besserung. „U. a. in den USA, in Mexiko und 
Spanien haben wir im Berichtsjahr Lieferverträge für Strom aus 
erneuerbaren Energien abgeschlossen“, heißt es im Nachhaltig-
keitsbericht. Bis 2030 will der Global Player hier auf eine Quote 
von 100 Prozent kommen.

Ein bisschen Emissionshandel
„Ein wirtschaftliches Instrument, mit dem man Umweltziele er-
reichen will“ – so beschrieb die FAZ einmal den 2005 EU-weit 
eingeführten Handel mit Kohlendioxid-Verschmutzungsrechten. 
Nach dessen Bestimmungen dürfen die Multis nur bis zu einer 
bestimmten Obergrenze Kohlendioxid ausstoßen, für darüber hin-
ausgehende Kontingente müssen sie Verschmutzungsrechte hin-
zukaufen. Das sollte sie dazu animieren, sauberere Modelle der 
Energie-Versorgung zu etablieren. Die Lenkungswirkung hält sich 
dank des Extrem-Lobbyismus von BAYER & Co. aber arg in Gren-
zen. So bekamen die Konzerne jahrelang viel zu viele Zertifikate 
umsonst zugeteilt. Überdies fallen nur Kraft- und Heizwerke unter 
die Regelung, Fertigungsstätten bleiben indessen verschont. Da-
rum braucht der Leverkusener Agro-Riese kaum Emssionshandel 
zu betreiben. Mit lediglich fünf Anlagen, die für noch nicht einmal 
zehn Prozent seines jährlichen CO2-Ausstoßes von 3, 58 Millio-
nen Tonnen sorgen, war er im Geschäftsjahr 2020 dabei. 

CO2-Kompensation statt -Reduktion
Eigentlich gibt es nur einen Weg, den Klimawandel einzudäm-
men: die Reduktion des Stromverbrauchs und den Umstieg auf 
erneuerbare Energie-Träger. BAYER & Co. ist aber noch etwas an-
deres eingefallen. Sie wollen ihre CO2-Emissionen nicht nur redu-
zieren, sondern auch kompensieren, also das, was ihre Produkti-
onsanlagen so absondern, an anderer Stelle wieder ausgleichen, 
sprich: neutralisieren. Der Leverkusener Multi hat sich vorge-
nommen, diese Klimaneutralität bis zum Jahr 2030 zu erreichen, 
und zwar nur zu 42 Prozent durch eine Senkung des Ausstoßes 
klimaschädlicher Gase. Den Rest sollen andere Maßnahmen er-
bringen wie z. B. Investitionen in Projekte zur Wiederaufforstung. 
Um 200.000 Tonnen CO2 hat der Global Player seine Klima-Bilanz 
auf diese Weise im Geschäftsjahr 2020 schon aufhübschen kön-
nen. Bis der Effekt sich allerdings auch anderswo als nur auf dem 
Papier einstellt und die Bäumchen, die BAYER pflanzt, sich wirk-
lich positiv auf das Klima auswirken, dürften jedoch noch so ei-
nige Jahrzehnte ins Land ziehen. Und Menschen, die in der Nähe 
der Dreckschleudern leben müssen und dadurch ihre Gesundheit 
ruinieren, nützen Wälder in Uruguay, Brasilien oder China herz-

lich wenig. Zu allem Übel plant der Agro-Riese auch noch, sein 
berühmt-berüchtigtes Glyphosat mit in die Rechnung einzubezie-
hen. Er verkauft das von der Weltgesundheitsorganisation als 
„wahrscheinlich krebserregend“ eingestufte Herbizid nämlich als 
klimaschonend, weil es den Landwirt*innen das – angeblich Koh-
lendioxid freisetzende – Pflügen erspart. 

Weniger ODS und VOC
Im Geschäftsjahr 2020 haben die BAYER-Werke weniger ozon-ab-
bauende Stoffe (ODS) und flüchtige organische Substanzen (VOC) 
ausgestoßen als 2019. Der Wert für die ODS sank von 12,3 auf 
4,3 Tonnen und derjenige für die VOC von 1.410 auf 690 Tonnen. 
Bisher sorgten immer die Uralt-Dreckschleudern des Konzerns im 
indischen Vapi für den Großteil des Ausstoßes. Der Leverkusener 
Multi doktert zwar schon seit über 15 Jahren an den Anlagen 
herum, aber neuerliche Sanierungsmaßnahmen scheinen jetzt 
endlich zu greifen. „Maßgeblich für die Reduktion beider Kenn-
zahlen ist der Anschluss der Lagertanks für Lösemittel an die 
Abluft-Reinigungsanlage am Standort Vapi, Indien“, heißt es im 
Nachhaltigkeitsbericht des Konzerns.

Weniger Emissionen in die Luft
Nach BAYER-Angaben führte die COVID-19-Pandemie an einigen 
Standorten zur Drosselung der Produktion. Infolgedessen redu-
zierten sich auch die Schadstoff-Mengen, die der Konzern in die 
Luft emittierte. Der Ausstoß von Kohlenmonoxid ging 2020 ge-
genüber dem Vorjahr von 2.070 Tonnen auf 1.160 Tonnen zurück 
und derjenige von Stickoxiden von 4.250 auf 4.160 Tonnen. Auch 
die Schwefeloxid-Mengen verringerten sich. Sie sanken von 
2.430 auf 1.320 Tonnen. Nur mehr Feinstaub fiel im Geschäftsjahr 
2020 trotz Corona an. Von 1.960 auf 2.290 Tonnen stieg der Wert.

Enormer Wasser-Verbrauch
Obwohl die Industrie-Produktion in Folge der Corona-Pandemie 
sank und auch die Fertigungsstätten des BAYER-Konzerns weni-
ger ausgelastet waren, ging sein Wasser-Einsatz im Geschäfts-
jahr 2020 kaum zurück. Er belief sich auf 57 Millionen Kubikmeter 
(2019: 59 Millionen Kubikmeter). Zu allem Übel erstreckt sich 
der enorme Durst des Agro-Riesen auch auf Gebiete, die unter 
Wasser-Knappheit leiden. Drei Millionen Kubikmeter verbrauchte 
er in diesen Regionen.

25 Mill ionen Liter Abwässer
Analog zum etwas gesunkenen Wasser-Bedarf gingen auch BAY-
ERs Abwasser-Einleitungen im Geschäftsjahr 2020 etwas zurück. 
Sie reduzierten sich von 26 auf 25 Millionen Kubikmeter. 

Mehr Schadstoff-Einleitungen
Wegen der Corona-Pandemie liefen viele Produktionsstätten 
BAYERs nicht auf Hochtouren. Trotzdem gingen die Schadstoff-
Einleitungen in die Gewässer 2020 nicht generell zurück, was 
dem Konzern zufolge spezielle Gründe hatte. Die von 420 auf 
480 Tonnen gestiegenen Werte für Stickstoff erklärt er mit einem 
Störfall auf dem Gelände des Werkes in Kansas City und die grö-
ßere Menge an organisch gebundenem Kohlenstoff, die in den 
Flüssen landete, führt er auf die Einführung einer verbesserten 
Abwasser-Analytik am brasilianischen Standort Camaçari zurück. 
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Nur die Zahlen für Phosphor und Anorganische Salze sanken, von 
510 auf 380 Tonnen bzw. 167.000 auf 151.000 Tonnen, während 
diejenigen für Schwermetalle mit 2,6 Tonnen gleich blieben.

Mehr Abfall
Im Geschäftsjahr 2020 produzierte BAYER mehr Abfall als 2019. 
Von 872.000 auf 943.000 Tonnen stieg die Menge. „Das ist im 
Wesentlichen auf den Saatgut-Produktionsstandort Maria Euge-
nia Rojas, Argentinien, zurückzuführen, an dem große Mengen 
an pflanzlichen Nebenprodukten als nicht gefährlicher Abfall zur 
landwirtschaftlichen Nutzung und Kompostierung entsorgt wur-
den“, heißt es im Nachhaltigkeitsbericht zur Erklärung. Das Auf-
kommen an gefährlichem Abfall reduzierte sich dagegen „durch 
den Abschluss von Bau- und Sanierungstätigkeiten am Standort 
Vapi, Indien“. 

Schmutzige Glyphosat-Produktion
Im US-Bundesstaat Louisiana stößt keine Produktionsstätte mehr 
chemische Stoffe aus als BAYERs Glyphosat-Fabrik in Luling. 
Schon seit Jahren behauptet sie diesen Spitzenplatz. 2019 setzte 
sie nach Angaben der US-amerikanischen Umweltbehörde EPA 
rund 8.300 Tonnen an Kobalt, Kupfer, Nickel, Ammonium, Metha-
nol, Formaldehyd, Phosphor und anderen Substanzen frei. Aber 
auch die Anlage in Soda Springs, wo der Leverkusener Multi das 
Glyphosat-Vorprodukt Phosphor herstellt, ist eine veritable Dreck-
schleuder. Auf 2.670 Tonnen Cobalt & Co. kommt der Standort.

GIFTIG,  ÄTZEND & EXPLOSIV

BAYER-Gefahren
Der BAYER-Konzern geht mit zahlreichen gefährlichen Stoffen 
um. Den Standort Leverkusen betreffend führt der Chemie„park“-
Betreiber CURRENTA in einer Broschüre einige Beispiele für 
risiko-reiche Substanzen auf, die der Agro-Riese einsetzt. Ammo-
niak, Chlor und Methanol etwa können laut CURRENTA schon „in 
sehr geringer Menge beim Einatmen, Verschlucken oder Aufnah-
me über die Haut zum Tode führen“. Das Ammoniak ist überdies 
in der Lage, mit Luft explosive Gemische zu bilden und das Chlor, 
Brände zu verursachen oder zu verstärken. Das Methanol findet 
sich – gemeinsam mit Aceton – darüber hinaus noch in der Rubrik 
„leicht bzw. extrem entzündbar“ wieder.

UNFÄLLE & KATASTROPHEN

92 Anlagensicherheitsereignisse
Unter „Anlagensicherheitsereignissen“ versteht der BAYER-
Konzern „den Austritt von chemischen Substanzen oder Energien 
oberhalb definierter Schwellenwerte aus ihrer ersten Umhüllung 
wie Rohr-Leitungen, Pumpen, Tanks oder Fässern“. 92 solcher 
noch nicht als Störfälle zu bezeichnenden Stoff-Freisetzungen 
registrierte der Leverkusener Multi im Geschäftsjahr 2020.

Phosphor-Austritt in Soda Springs
Am 28.11.2020 kam es bei der Herstellung des Glyphosat-Vorpro-
duktes Phosphor zu einem Störfall. Ein Lagertank-Ventil öffnete 
sich wegen eines Defektes in der Automatik, wodurch phosphor-
haltiger Schlamm austrat und sich an der Luft entzündete. 

Natriumhydroxid-Austritt in Luling
Am 17. Oktober 2020 ereignete sich bei der Glyphosat-Produktion 
am US-Standort Luling ein Störfall. Durch ein defektes Ventil an 
einer Rohrleitung kam es zu einem Austritt von Natriumhydroxid.

ÖKONOMIE & PROFIT

Desaströse Geschäftszahlen
Auf der Bilanz-Pressekonferenz am 25. Februar 2021 legte der 
BAYER-Konzern desaströse Zahlen für das Geschäftsjahr 2020 
vor. Er verbuchte einen Verlust von rund 10,5 Milliarden Euro. 
Der Umsatz bewegte sich mit 41 Milliarden Euro zwar ungefähr 
auf dem Niveau von 2019, aber das Unternehmen musste we-
gen der vielen Schadensersatz-Prozesse „Sonderaufwendungen“ 
verbuchen. „Diese standen insbesondere in Verbindung mit Rück-
stellungen für die getroffenen Vereinbarungen in Bezug auf die 
Rechtskomplexe Glyphosat, Dicamba, PCB und ESSURE“. „Lange 
Zeit haben die Nebenwirkungen der BAYER-Erzeugnisse keinen 
Einfluss auf die Geschäftsbilanz gehabt. Das ist jetzt anders“, 
konstatierte die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN 
(CBG) in ihrer Presseerklärung.

ASKBIO: Die zweitgrößte Übernahme
Im Oktober 2020 hatte BAYER die US-amerikanische Genthera-
pie-Firma ASKLEPIOS BIOPHARMACEUTICAL (ASKBIO) erworben. 
Zwei Milliarden Euro zahlte der Konzern sofort, weitere zwei Mil-
liarden stellte er bei erfolgreichen Arznei-Kreationen in Aussicht. 
In der Rangliste der größten Akquisitionen von deutschen Unter-
nehmen belegte der Leverkusener Multi damit den zweiten Platz. 
Nur SIEMENS kaufte im vorigen Jahr für noch mehr Geld ein.

STANDORTE & PRODUKTION

Mehr Pillen aus Peking
Der BAYER-Konzern baut seine Anlagen zur Herstellung von Arz-
neien am chinesischen Standort Peking aus. Mit einer Investition 
in Höhe von 50 Millionen Euro will er die jährliche Produktionska-
pazität um 40 Prozent erhöhen. 

RECHT & UNBILLIG

Erster Glyphosat-Kläger gewinnt
Der erste Entschädigungsprozess in Sachen „Glyphosat“ hat sein 
offizielles Ende gefunden. Der Leverkusener Multi erklärte, das 
Urteil des Berufungsgerichts in San Francisco nicht anzufechten, 
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das der BAYER-Tochter MONSANTO eine erhebliche Schuld an 
der Krebserkrankung des Klägers Dewayne Johnson zugespro-
chen hatte. Aber einsichtig zeigt sich der Global Player trotzdem 
nicht. „BAYER hat großes Mitgefühl mit Herrn Johnson und allen 
Menschen, die an Krebs leiden, ist aber weiterhin der Meinung, 
dass das Urteil nicht durch wissenschaftliche Beweise oder das 
Gesetz gestützt ist.“ Der Rückzug hat lediglich strategische Grün-
de. Das Unternehmen rechnet sich nämlich in dem zweiten Gly-
phosat-Verfahren, das Edwin Hardeman angestrengt hatte, mehr 
Chancen aus. Hier hatte nämlich die von Donald Trump auf Linie 
gebrachte US-amerikanische Umweltbehörde EPA zu Gunsten 
BAYERs interveniert und das Herbizid vom Krebsverdacht freige-
sprochen. Gemeinsam mit dem Justizministerium machte es vom 
Rechtsinstitut des „Amicus Curiae“ Gebrauch, das es Unbetei-
ligten erlaubt, Stellungnahmen zu laufenden Rechtsstreitigkeiten 
abzugeben und plädierte auf Freispruch. „Der Kläger ist im Un-
recht“, hieß es in dem Schreiben.

Glyphosat-Kläger versterben
Im Jahr 2015 hatten die ersten Glyphosat-Geschädigten Scha-
densersatz-Klagen eingereicht. Aber ein abschließendes Urteil 
liegt erst zu einer vor (s. o.). Unterdessen sterben immer mehr 
Betroffene an Krebs, ohne von BAYER Zahlungen erhalten zu ha-
ben. So erlag Carolina Garces am 8. März 2021 ihrer Krankheit.

Einigung im Fall „Calderon“
Bereits im Juni 2020 wollte BAYER eine Vergleichslösung für 
die rund 125.000 Glyphosat-Geschädigten präsentieren, die ge-
gen den Konzern Klage eingereicht hatten. Aber der Agro-Riese 
konnte bisher nichts vorlegen, was den zuständigen Richter Vince 
Chhabria überzeugt hätte. Darum drohte dieser im November 
2020 an, die von ihm für die Zeit der Mediationsgespräche ge-
stoppten Prozesse wieder anlaufen zu lassen: „Ich bin nicht daran 
interessiert, den Zeitplan für die Entscheidung dieser Fälle so lang 
zu strecken“, bekundete er. Und Chhabria hielt Wort. Er lehnte 
das Begehr des Leverkusener Multis ab, die Streitsache „Jaime 
Alvarez Calderon“ zusammen mit all den anderen auf die lange 
Bank zu schieben und ließ die Justiz-Maschine wieder anlaufen. 
Calderon hatte 33 Jahre auf Weingütern arbeitet und dabei im-
mer wieder Umgang mit Glyphosat. 2014 bekam er Lymphdrüsen-
Krebs, dem er im Dezember 2019 erlag. Seine Hinterbliebenen 
führten die juristische Auseinandersetzung jedoch weiter. Ihnen 
machte BAYER jetzt ein Vergleichsangebot, um es nicht zu einem 
schlagzeilen-trächtigen Prozess kommen zu lassen. 

Immer noch kein Vergleich
Die juristischen Auseinandersetzung um Schadensersatz in Sa-
chen „Glyphosat“ gegen die BAYER-Tochter MONSANTO ziehen 
sich nun bereits seit sechs Jahren hin. Nach den ersten drei Ver-
fahren schlug der zuständige Richter Vince Chhabria Vergleichs-
verhandlungen vor und verhängte gleichzeitig ein Prozess-Mora-
torium. Im Juni 2020 präsentierte der Leverkusener Multi dann 
seinen Vorschlag für den Umgang mit den rund 125.000 Klagen. 
Er bot Zahlungen von bis zu acht Milliarden Euro für die Erkrank-
ten an. Für zukünftige Fälle – mit denen zu rechnen ist, da der 
Konzern aus Profit-Gründen partout nicht auf den Verkauf von Gly-
phosat-Vermarktung verzichten mag – reservierte er eine Milliar-

de Dollar. Über die Rechtmäßigkeit dieser Ansprüche sollte nach 
seinen Vorstellungen allerdings kein Gericht befinden, sondern 
ein „unabhängiges Wissenschaftsgremium (Class Science Pa-
nel)“. Diesem wollte das Unternehmen die Entscheidung darüber 
überlassen, ob das von der Aktien-Gesellschaft unter dem Na-
men ROUNDUP vermarktete Pestizid wirklich Lymphdrüsen-Krebs 
verursachen kann. „Dadurch wird diese Entscheidung anstelle 
von Jury-Verfahren wieder in die Hände sachkundiger Wissen-
schaftler gegeben“, so der Global Player. In den rund vier Jahren, 
die das mindestens dauert, hätten sich die Betroffenen in Ge-
duld zu üben: „Mitglieder der Gruppe möglicher künftiger Kläger 
dürfen ihre Ansprüche bis zur Entscheidung des Wissenschafts-
gremiums nicht weiter geltend machen und keinen Schadenser-
satz fordern.“ Chhabria lehnte eine solche Lösung jedoch ab. Vor 
allem akzeptierte er nicht, zukünftigen Glyphosat-Geschädigten 
den Rechtsweg zu verbauen. Der Jurist stellte infrage, „ob es ver-
fassungsgemäß (oder generell gesetzmäßig) wäre, die Entschei-
dung der Kausalitätsfrage (d. h. ob – und wenn ja, ab welcher 
Dosis – ROUNDUP in der Lage ist, Krebs zu verursachen) über 
Richter und Jurys hinweg an ein Gremium von Wissenschaftlern 
zu delegieren“. Also musste BAYER wieder in Klausur. Den zwei-
ten Anlauf unternahm der Agro-Riese dann Anfang Februar 2021. 
Darin stockte er den Fonds für die noch zu erwartenden Glypho-
sat-Klagen um eine Milliarde Dollar auf und schränkte gleichzei-
tig die Kompetenzen des Class Science Panel etwas ein. Aber 
auf Zustimmung traf der Konzern damit trotzdem nicht. Er hatte 
die Vereinbarung nämlich nur mit ein paar Großkanzleien getrof-
fen, die nicht ganz aus freien Stücken handelten – 170 Millionen 
Dollar hatten sie vom Konzern als Entscheidungshilfe erhalten. 
Zahlreiche andere Anwaltsbüros und Jurist*innen-Vereinigungen 
erhoben hingegen Einspruch gegen den neuen Vorschlag. Nach 
Meinung der „National Trial Lawyers“ erschwert er unzähligen 
Menschen den Zugang zur Justiz und schafft überdies einen un-
heilvollen Präzedenz-Fall für künftige Prozesse: „Diese Art von 
Vergleich würde anderen Unternehmen, die sich der Haftung 
und den Konsequenzen für ihr Verhalten entziehen wollen, eine 
unhaltbare Vorlage liefern.“ BAYER lässt den Geschädigten nun 
zwar die Wahl, ob sie die vorgeschlagenen Summen akzeptieren 
oder aber ihre Klage aufrechterhalten, aber in den zukünftigen 
Prozessen sind statt Strafzahlungen nur noch Entschädigungen 
vorgesehen, was viele Rechtsanwält*innen kritisieren. Zudem 
stießen sich viele Jurist*innen an dem Plan des Leverkusener 
Multis, durch die Etablierung des Class Science Panel neue Ver-
fahren erst einmal für vier Jahre zu blocken. Wegen all dieser 
Kritik verzögert sich die Causa weiter. Die Anwält*innen des 
Global Players baten sich mehr Zeit aus, um alles nochmals zu 
überarbeiten. Vince Chhabria gab dem auch statt und setzte den 
12. Mai als neuen Termin an.

NBFA-Klage geht zu Gericht
Nicht alle in den USA anhängigen Glyphosat-Verfahren haben 
eine Schadensersatz-Forderung zum Inhalt. So will die NATIO-
NAL BLACK FARMERS ASSOCIATION (NBFA) ein Urteil erzwin-
gen, dass den BAYER-Konzern daran hindert, „seine glyphosat-
haltigen Produkte in einer Weise zu vermarkten, welche die 
Mitglieder der NBFA in unzumutbarer Weise gefährdet“. Aber die 
Klage hängt. Der für alle juristischen Vorgänge in Sachen „Gly-
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phosat“ zuständige Richter Vince Chhabria hat nämlich im Som-
mer 2019 Vergleichsverhandlungen angeregt und bis zum Finden 
einer Lösung ein Prozess-Moratorium verhängt. Der NBFA dau-
erte das alles jedoch zu lange. Darum erbat sie von den BAYER-
Anwält*innen die Zustimmung dafür, ihre Klage aus dem Paket 
zu lösen und vor Gericht zu bringen. Das lehnten diese jedoch ab. 
Darum wandte die Organisation sich an den „U.S. District Court 
for the Northern District of California“, der dann auch erste Ter-
mine festsetzte.

Glyphosat-Klage in Australien
Auch in Australien beschäftigen die Risiken und Nebenwirkun-
gen von Glyphosat nun die Gerichte. Eine Gruppe um den Land-
wirt John Fenton, der das Herbizid für seine Lymphdrüsenkrebs-
Erkrankung verantwortlich macht, reichte im Februar 2021 eine 
Sammelklage ein. 

Umweltstrafe wg. Glyphosat
„Von der Wiege bis zur Bahre ist Glyphosat ein hochproblemati-
scher Stoff“, sagt die Umwelt-Aktivistin Hannah Connor von der 
US-amerikanischen Organisation „Center for Biological Diversi-
ty“. Und tatsächlich sorgt das Herbizid sogar schon vor seinen 
eigentlichen Geburt für so einige Verwerfungen. Der Abbau des 
Sediment-Gesteins Phosphorit, das BAYER zur Herstellung des 
Glyphosat-Vorprodukts Phosphor benötigt, belastet Mensch, Tier 
und Umwelt nämlich massiv. Unter anderem setzt die Förderung 
der Mineral-Gemenge in den Tagebau-Minen vor den Toren der 
Phosphor-Fertigungsstätte am US-amerikanischen Standort Soda 
Springs giftige Stoffe wie Selen, Arsen, Uran, Radium und Radom 
frei. Besonders die Indigenen, die in der Nähe der Minen leben, 
leiden stark unter den gesundheitsschädlichen Wirkungen der 
Substanzen. Darum haben sie gemeinsam mit der US-amerika-
nischen Umweltbehörde EPA gegen BAYERs Minen-Gesellschaft 
P4 PRODUCTIONS geklagt und einen Erfolg erzielen können. Das 
Unternehmen verpflichtete sich, rund um die Ballard-Mine eine 
Fläche von über 200 Hektar zu sanieren. Unter anderem muss 
es Trinkwasser-Barrieren bauen und Feuchtgebiete zur Wasser-
Reinigung anlegen. Zudem erklärte sich P4 PRODUCTIONS bereit, 
mehrere hunderttausend Dollar an Entschädigungen zu zahlen 
und mit einer Bürgschaft über 89 Millionen Dollar dafür zu ga-
rantieren, dass das Geld für die Maßnahmen auch ausreicht. Be-
reits in den Jahren 2011 und 2015 hatte die Minen-Gesellschaft 
Umweltverbrechen begangen, die hohe Strafen nach sich zogen.

Viele Klagen zum MONSANTO-Deal
Zahlreiche Großaktionär*innen gehen gegen BAYER juristisch 
vor, weil der Konzern ihrer Meinung nach bei der Prüfung der 
MONSANTO-Übernahme möglichen Prozessen von GLYPHOSAT-
Geschädigten nicht genügend Aufmerksamkeit geschenkt hat-
te, was in der Folge für einen Kurs-Absturz sorgte. In Deutsch-
land zogen die beiden Kanzleien Tilp und Hausfeld für ihre 
Mandant*innen vor Gericht. „MONSANTO hat immer so getan, 
als gäbe es kein Prozess-Risiko, weil die Behauptungen, Glypho-
sat sei krebserregend, haltlos seien“, so der Hausfeld-Jurist Wolf 
von Bernuth: „Tatsächlich gab es sehr wohl erhebliche Prozess-
Risiken. Das durfte BAYER bei Bekanntgabe der Übernahme-Ab-
sicht nicht verschweigen“. In den USA haben die Investment-Ge-

sellschaft HAUSSMANN TRUST sowie die beiden Pensionsfonds 
„City of Grand Rapids Police & Fire Retirement System“ und „City 
of Grand Rapids General Retirement System“ Klagen eingereicht. 
Und Anwaltsbüros suchen per Annonce nach Aktienhalter*innen, 
die Ansprüche geltend machen wollen.

Laues Lieferketten-Gesetz
Die Lieferketten BAYERS erstrecken sich über den gesamten Glo-
bus. So bezieht der Leverkusener Multi seine Arznei-Grundstoffe 
zu einem guten Teil aus Indien und China, wo hunderte Firmen 
zu Schnäppchen-Preisen für den Weltmarkt fertigen, was ver-
heerende Folgen für Mensch, Tier und Umwelt hat. In anderen 
Branchen kommt es im Zuge der Globalisierung zu ähnlichen 
Phänomenen. Darum erkannten die Vereinten Nationen bereits 
im Jahr 2011 Handlungsbedarf und hielten ihre Mitgliedsländer 
dazu an, Maßnahmen zu ergreifen. Die Bundesregierung sah 
dabei zunächst davon ab, übermäßigen Druck auf die Konzerne 
ausüben und setzte auf Freiwilligkeit. Sie hob den Nationalen Ak-
tionsplan (NAP) aus der Taufe und machte sich daran, erst einmal 
ein Lagebild zu erstellen. Dazu startete die Große Koalition eine 
Umfrage unter den Betrieben und bat um Informationen darüber, 
ob  – und wenn ja – in welcher Form sie entlang ihrer weltum-
spannenden Lieferketten die Einhaltung der Menschenrechte 
gewährleisten. Von den Antworten wollte sie dann ihr weiteres 
Vorgehen abhängig machen. Der Befund fiel ernüchternd aus. Nur 
ein Bruchteil der angeschriebenen Firmen antwortete überhaupt, 
und von diesen genügte bei den globalen Einkaufstouren kaum 
eines den sozialen und ökologischen Anforderungen. „Das Ergeb-
nis zeigt eindeutig: Freiwilligkeit führt nicht zum Ziel“, resümierte 
Entwicklungshilfe-Minister Gerd Müller (CSU) und konstatierte: 
„Wir brauchen einen gesetzlichen Rahmen“. Und den bereitete 
die Politik dann auch vor, was die Industrie-Vertreter*innen in 
Panik versetzte. „Hier wird eine faktische Unmöglichkeit von den 
Unternehmen verlangt: Sie sollen persönlich für etwas haften, 
was sie persönlich in unserer globalisierten Welt gar nicht be-
einflussen können“, echauffierte sich etwa der damalige Präsi-
dent der „Bundesvereinigung der Arbeitgeber-Verbände“ (BDA), 
Ingo Kramer. In der Folge taten die Lobbyist*innen alles, um das 
Schlimmste zu verhindern. Sie mahnten eine Beschränkung des 
Paragrafen-Werks auf direkte Zulieferer an und lehnten eine Haf-
tungsregelung vehement ab. Schlussendlich konnten sie sich da-
mit durchsetzen. Im jetzigen Gesetzes-Entwurf fehlt beides. Dem 
Leverkusener Multi dürfte es daher erspart bleiben, mit einer 
Klage von solchen Inder*innen oder Chines*innen konfrontiert 
zu werden, die in den Hot Spots der globalen Pharma-Produktion 
leben und unter den gesundheitlichen Folgen leiden. Dazu lie-
gen nämlich zu viele Zwischenhändler zwischen BAYER und den 
Arznei-Produzenten vor Ort. Zudem müssten die Betroffenen in 
Deutschland noch eine Nichtregierungsorganisation finden, die in 
ihrem Namen vor Gericht zieht und so eine „Prozess-Standschaft“ 
wahrnimmt. Das ist BAYER & Co. aber noch zu viel. Die Konzerne 
sehen in dieser „Prozess-Standschaft“ ein Instrument dafür, eine 
zivilrechtliche Haftung „durch die Hintertür“ einzuführen. „Hier 
muss der Text geschärft werden. Juristische Winkelzüge dürfen 
nicht dazu genutzt werden, um die Unternehmen doch einer welt-
weiten Klage-Industrie auszusetzen“, verlangt der „Verband der 
Chemischen Industrie“.
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EU-Lieferkettengesetz
Auch die EU plant ein Lieferketten-Gesetz (s. o.). Ihre Vorstel-
lungen gehen dabei weit über das deutsche Paragrafen-Werk 
hinaus. So will die Europäische Union den Anwendungsbereich 
nicht nur auf die direkten Zulieferer beschränken, Haftungsre-
gelungen einführen und auch kleinere Firmen in die Regelung 
einbeziehen. „Wir denken nicht nur über Geldbußen für Verstöße 
gegen die Auflagen nach, sondern auch über strafrechtliche Kon-
sequenzen“, so EU-Justizkommissar Didier Reynders. BAYER & 
Co. scheint er mit diesen Vorschlägen allerdings nicht überzeugt 
zu haben. „[D]ie Industrie bleibe zurückhaltend, räumt er ein“, 
konstatiert die FAZ. Für den Sommer kündigt die EU-Kommission 
einen Gesetzes-Entwurf an. Das dürfte die Konzerne zu einigen 
Lobby-Aktivitäten animieren.

Simpson lässt nicht locker
In ihrer Zeit als BAYER-Beschäftigte bekam Laurie Simpson ei-
nen umfassenden Einblick in die Praxis des Leverkusener Multis, 
die Risiken seiner Arzneien zu verschweigen und die Mittel ohne 
Rücksicht auf Verluste mit Hilfe zum Teil illegaler Marketing-Me-
thoden zu vertreiben. Sie kritisierte dieses Vorgehen intern und 
musste dafür berufliche Nachteile in Kauf nehmen. Darum mach-
te sie die Fälle öffentlich und begann im Jahr 2008 drei Prozesse 
gegen den Pharma-Riesen zu führen, die bis heute andauern. In 
dem Verfahren um das bei OPs zum Einsatz kommende Blutstill-
Präparat TRASYLOL lastet Simpson dem Konzern an, der medizi-
nischen Öffentlichkeit und den Patient*innen das gesundheits-
gefährdende Potenzial des Medikaments verheimlicht zu haben, 
das er zwischenzeitlich vom Markt zurückziehen musste. Zudem 
beschuldigt sie das Unternehmen, den Verkauf des Pharmazeuti-
kums mit illegalen Methoden wie dem Einräumen von Rabatten 
und der Gewährung anderer Vergünstigungen befeuert zu haben. 
Darüber hinaus bezichtigt die Frau den Global Player, den Ge-
brauch von TRASYLOL auch bei Operationen wie beispielsweise 
Leber-Transplantationen empfohlen zu haben, obwohl für die In-
dikationen gar keine Zulassungen vorlagen. Ähnliche Praktiken 
wirft Laurie Simpson dem Leverkusener Multi im Umgang mit 
dem Cholesterin-Senker LIPOBAY vor, das er nach über 100 To-
desfällen im Zusammenhang mit der Arznei nicht mehr vertreiben 
durfte. Zudem brachte sie die Strategie der Aktiengesellschaft, 
den Absatz seines Antibiotikums AVELOX durch Geldzahlungen 
und andere Zuwendungen an Mediziner*innen zu fördern, vor 
Gericht.

FORSCHUNG & LEHRE

Viele Forschungssubventionen
Im Geschäftsjahr 2020 erhielt BAYER vom bundesdeutschen 
Staat dreizehn Millionen Euro an Forschungssubventionen und 
damit eine Million mehr als 2019.


